
Briefing aus Bern

Bundesrat rügt Türkei, 
wenig Schutz für 
Asylbewerberinnen – 
und mehr 
Waffenexporte
Das Wichtigste in Kürze aus dem Bundeshaus (73).
Von Philipp Albrecht, Andrea Arežina und Dennis Bühler, 17.10.2019

Sie fehlen in Verwaltungsräten, Chefredaktionen und im Parlament. In der 
Gleichstellungsdebatte geht es oF um -rauen, die nicht in die -ührungsv
etagen Äordringen, an Sitzungen nicht zu Wort kommen oder auf ihr Tusv
seres reduziert werden. Bisher kein öhema in der erstarkten Debatte waren 
-lüchtlingsfrauen. Das kpnnte sich nun ändern.

Das Schweizerische KomMetenzzentrum für Aenschenrechte hat die kanv
tonalen ysUlunterkünFe im yuFrag der Kantone durchleuchtet und zieht 
ein bedenkliches -azit. In einem Bericht bemängelt es, dass in kantonav
len ysUlunterkünFen eine frauensMeziÜsche Enterbringung wie auch ein 
Gewaltschutz fehlen. So hat eine -rau in einer ysUlunterkunF ihre Schwanv
gerschaF unfreiwillig abgebrochen, nachdem sie eine 1bersetzung falsch 
Äerstanden hatte. 8ine Dolmetscherin fehlte an diesem öag.

yuch der Bund hat seine eigenen ysUlzentren untersucht. Seine ynalUse 
zur Situation der -lüchtlingsfrauen fällt weniger kritisch aus. 8ntsMrechend 
blass bleiben die angekündigten Aassnahmen.

So sieht eine Äon insgesamt –N Aassnahmen Äor, dass GUnäkologinnen und 
Kinderärzte künFig auf einen Dolmetscherdienst zurückgreifen kpnnen O 
aber nur Mer öelefon. 8in solcher Dienst dürFe in Yotfällen kaum genügen. 
-ür einen Dolmetscher Äor Rrt mpchte der Bund erst dann au?ommen, 
wenn keine andere yrt der Verständigung mpglich ist.

Beide ynalUsen gehen zurück auf einen Vorstoss der SPvYationalrätin 
JÄonne -eri. Gut mpglich, dass Bundesrätin Karin KellervSutter die Äorgev
schlagenen Aassnahmen zum Schutz der -lüchtlingsfrauen ergreifen wird. 
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Schon einmal hat sie in Gleichstellungsfragen die Pionierinnenrolle eingev
nommen. yls Legierungsrätin im Kanton St. Gallen bekämMFe sie häusliv
che Gewalt und setzte sich für den Schutz der RMfer ein. Aacht sie sich nun 
auch für geéüchtete -rauen starkZ

Wir werden im BrieÜng aus Bern darüber berichten. Öetzt aber zum Wichv
tigsten der Äergangenen Woche.

Register für Lobbying gefordert
Worum es geht: Legula LUtz, die Präsidentin der Grünen, Äerlangt ein pfv
fentliches Legister, in das sämtliche örejen zwischen Parlamentarierinv
nen und «obbUisten eingetragen werden müssen. Dazu hat sie eine Marlav
mentarische InitiatiÄe eingereicht, die auch Äon Kollegen aus der SVP, der 
CVP und der G«P unterstützt wird. Die neue InitiatiÄe orientiert sich am sov
genannten legislatiÄen -ussabdruck, der dieses Öahr im 8EvParlament einv
geführt wurde. 

Warum Sie das wissen müssen: Im WahlkamM»ahr haben sich Äiele Kanv
didaten dem öhema «obbUing Äerschrieben. Darunter «ukas Leimann 
(SVP), yndrea Caroni (-DP), CHdric Wermuth (SP) und nun auch die Grüne 
Legula LUtz. Im 2entrum steht die -rage, ob sich Parlamentarier mit gut bev
zahlten Yebenämtern korrumMieren lassen. Die LeMublik hat ausführlich 
darüber berichtet. 8in solches Legister würde bezahlte Yebenämter zwar 
nicht Äerbieten, aber mehr öransMarenz schajen O und die 0jentlichkeit 
kpnnte ihre Parlamentarierinnen zur LechenschaF ziehen.

Wie es weitergeht: 2uerst behandelt der Yationalrat die InitiatiÄe Äon LUtz. 
Wann das genau sein wird, ist noch ojen. Danach folgt der Ständerat. Die 
Chancen für die InitiatiÄe sind nicht besonders gross. In den Äergangenen 
Öahren wurden zahlreiche Vorstpsse abgelehnt, die mehr öransMarenz im 
Parlament Äerlangten. 8ntscheidend kpnnte sein, wie stark sich das Parv
lament bei den Wahlen nun Äer6üngen wird. «aut SVPvYationalrat «ukas 
Leimann (37) sind die älteren Parlamentsmitglieder Äerantwortlich dafür, 
dass Äiele öransMarenzÄorstpsse abgelehnt wurden.

Genug UnterschriIen für vnitiatiTe gegen 
kabazwerbung
Worum es geht: Die InitiatiÄe 9Öa zum Schutz der Kinder und Öugendlichen 
Äor öabakwerbungx ist zustande gekommen. Qinter dem ynliegen stehen 
Äerschiedene Gesundheitsorganisationen. Sie Äerlangen, dass 2igarettenv
werbung auf Plakaten im pjentlichen Laum in der ganzen Schweiz Äerbov
ten wird.

Warum das wichtig ist: Wer als Öugendlicher keine 2igaretten raucht, wird 
es mit grosser Wahrscheinlichkeit auch sMäter nicht tun. Deshalb gilt es, 
Kinder und Öugendliche so früh wie mpglich aufzuklären und Äom Lauchen 
abzuhalten. Yoch im Öahr :’–ğ wollte das Parlament nichts Äon einer 8inv
schränkung bei der öabakwerbung wissen. Yun hat sich unter dem Druck 
der InitiatiÄe ein Sinneswandel eingestellt. Diesen Qerbst hat der Ständev
rat ein Gesetz Äerabschiedet, das ein WerbeÄerbot für 2igaretten in 2eitunv
gen und im Internet Äorsieht. ynders, als es die InitiatiÄe Äorschlägt, bleibt 
Werbung im Kino aber weiterhin zulässig.
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Wie es weitergeht: yls Yächstes werden Parlament und Bundesrat über die 
InitiatiÄe beraten müssen. Gut mpglich, dass sie einen GegenÄorschlag ausv
arbeiten werden, um die Initianten zu einem Lückzug zu bewegen. 

Schweixer WapeneBDorte nehmen starz xu
Worum es geht: Von Öanuar bis SeMtember :’–q haben Schweizer Enterv
nehmen Kriegsmaterial im Wert Äon fast einer halben Ailliarde -ranken 
e5Mortiert O also für rund :’’ Aillionen -ranken mehr als in den ersten drei 

uartalen des Vor6ahres. Dies zeigt eine Äom Staatssekretariat für Wirtv
schaF (Seco) Äerpjentlichte Statistik. Die grpssten ybnehmer waren Dänev
mark und Deutschland.

Was Sie wissen müssen: Wajene5Morte sind seit 6e umstritten, der Gegenv
wind aber hat in letzter 2eit noch einmal markant zugenommen. So kam im 
Sommer die Äon der GruMMe für eine Schweiz ohne yrmee (GSoy) und mehv
reren Parteien lancierte VolksinitiatiÄe gegen Wajene5Morte in Bürgerv
kriegsländer zustande, kurz KorrekturinitiatiÄe genannt. Sie Äerlangt, dass 
Wajen künFig nicht mehr in «änder geliefert werden dürfen, in denen 
Aenschenrechte sUstematisch und schwerwiegend Äerletzt werden. Qeute 
sind 85Morte nur dann Äerboten, wenn ein hohes Lisiko besteht, dass das 
Schweizer Aaterial für schwerwiegende AenschenrechtsÄerletzungen einv
gesetzt wird. 8rwartungsgemäss kritisierte die GSoy die 6üngste 2unahme 
der 85Morte  Die Schweiz solle -rieden fprdern, statt Konéikte und Kriege 
weiter anzuheizen, schrieb sie in einer Aitteilung. Besonders stprend seien 
yusfuhren in «änder, die am ÖemenvKrieg beteiligt sind, etwa nach Bahrain 
oder Saudiarabien.

Wie es weitergeht: Die KorrekturinitiatiÄe kommt im kommenden Öahr ins 
Parlament und frühestens :’:– an die Erne. Im 2usammenhang mit der 
türkischen InÄasion in YordsUrien wird sie aber wohl schon in den nächv
sten öagen zu reden geben. Im Äergangenen Öahr nämlich hat die Schweiz 
für knaMM –’’ ’’’ -ranken Kriegsmaterial in die öürkei geliefert (dabei 
handelte es sich Mrimär um 8rsatzteile zu früher gelieferten -lugabwehrv
sUstemen). Die 2ürcher SPvYationalrätin Priska Seiler Graf fordert nun eiv
nen Äollen StoMM des 85Morts Äon Kriegsmaterial, wie ihn Yorwegen Äerv
gangene Woche bereits beschlossen hat. Werde sie wiedergewählt, werde 
sie sich in der Dezembersession an den Bundesrat wenden, kündigte sie an.

Zundesrat richtet scharfe Worte an die kürzei
Worum es geht: 8ine Woche nachdem die türkische yrmee in SUrien einv
marschiert war, richtete der Bundesrat gestern scharfe Worte an die Lev
gierung Äon LeceM öaUUiM 8rdo an. 8r Äerurteile die militärische Interv
Äention und erachte sie 9als Verstoss gegen die EnovCharta und somit als 
Äplkerrechtswidrigx, schrieb er in einer Aitteilung. Die öürkei ruF er auf, 
alle KamM andlungen sofort einzustellen und über den Verhandlungsweg 
auf eine Deeskalation und eine Molitische «psung der Konéikte hinzuwirv
ken. 
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Was Sie wissen müssen: Das Verhältnis der Schweiz zur öürkei steht Äor eiv
ner bedeutenden Weichenstellung. Yoch im Sommer war weitgehend unv
bestritten, dass die beiden «änder stärker miteinander geschäFen sollen  
Deutlich genehmigten Yationalv und Ständerat das reÄidierte -reihandelsv
abkommen mit der öürkei, die mit einem QandelsÄolumen Äon 6ährlich 3,3v
 Ailliarden -ranken Lang :– der Schweizer Qandelsstatistik einnimmt. Verv
gangene Woche lief die Leferendumsfrist ab, der Ball liegt nun beim Bunv
desrat. Der türkische 8inmarsch in SUrien bringt ihn in eine delikate Situav
tion  Soll er das -reihandelsabkommen trotz der Kriegshandlungen zeitv
nah ratiÜzierenZ öut er es nicht und sMielt er auf 2eit, gelten für Schweizer 
-irmen im Qandel mit der öürkei weiterhin hphere Qürden als für Enterv
nehmen aus dem 8EvLaum. Im gestern Äerschickten Communi uH äusserv
te sich der Bundesrat nicht zu seinen diesbezüglichen Plänen.

Wie es weitergeht: In den nächsten öagen dürFe der Bundesrat seine div
Mlomatischen Bemühungen Äerstärken, einen Beitrag zur Beilegung der 
diÄersen Konéikte in SUrien zu leisten. So unterstützt er etwa aktiÄ den 
Vorschlag des EnovSonderbeauFragten für SUrien, in Genf einen sUrischen 
Verfassungsausschuss einzuberufen. Ait seinen aussergewphnlich scharv
fen Worten an die öürkei hat der Bundesrat die Schweizer Position geklärt  
Verletzungen des Vplkerrechts werden nicht toleriert.

lie 2ah,: O kote Dro Woche  wei, rgane feh,en
In der Schweiz warten derzeit –3qN Patienten auf ein SMenderorgan. Das 
zeigt eine Statistik der Yationalen StiFung für RrgansMende und öransv
Mlantation (SwisstransMlant). ym häuÜgsten werden Yieren benptigt, gev
folgt Äon «ebern und Qerzen.

Weil Massende Rrgane fehlen, sterben 6ede Woche durchschnittlich : Aenv
schen. End das, obwohl die SMendenbereitschaF gemäss einer reMräsentav
tiÄen Emfrage aus dem Öahr :’–  eigentlich hoch wäre  Lund drei Viertel 
der Befragten erklärten sich damals bereit, ihre Rrgane nach dem öod zur 
SMende freizugeben. yber nur die QälFe daÄon hat ihren Willen dokumenv
tiert. 

Das lässt sich mit wenigen Klicks ändern  Seit SwisstransMlant Äor einem 
Öahr das Yationale RrgansMenderegister eingeführt hat, kann man seinen 
SMendeentscheid online festhalten. Bis anhin haben sich gut ğ ’’’ Persov
nen registriert. q– Prozent Äon ihnen stimmen einer RrgansMende zu, ğ Prov
zent lehnen sie ab, und die restlichen 3 Prozent bieten entweder nur einen 
öeil ihrer Rrgane an oder wollen, dass im öodesfall eine VertrauensMerson 
für sie entscheidet.

Illustration: Till Lauer
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